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Mr. 13903.) Geſetz über die Ergänzung des Geſetzes zur Erzielung weiterer Erſparniſſe in der gemeind⸗ 
lichen Verwaltung vom 6. April 1933 (Geſetzſamml. S. 93). Vom 29. Mai 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 

Wird die im § 9 des Geſetzes zur Erzielung weiterer Erſparniſſe in der gemeindlichen Ver⸗ 
waltung vom 6. April 1933 (Geſetzſamml. S. 93) vorgeſehene Ortsſatzung von den Vertretungs⸗ 
körperſchaften (durch Gemeindebeſchluß) bis zum 15. Mai 1933 nicht beſchloſſen, ſo ſtellt der 
Gemeindevorſtand (§S 26 Abſ. 2 der Verordnung über die Haushaltsführung der Gemeinden und 
Gemeindeverbände — Gemeindefinanzverordnung — vom 2. November 1932 — Geſetzſamml. 
S. 341 —) die Ortsſatzung feſt. Lehnt der Gemeindevorſtand die Feſtſtellung ab oder trifft er fie 
nicht bis zum 31. Mai 1933 (einſchließlich), jo wird die Ortsſatzung von der Aufſichtsbehörde feſt⸗ 
geſtellt; dies gilt, wenn der Gemeindevorſtand aus mehreren Perſonen beſteht, nur dann, wenn 
auch der Vorſitzende, in Provinzial⸗ (Bezirks-) Verbänden der Landeshauptmann, die Feſtſtellung 
ablehnt oder fie nicht bis zum 10. Juni 1933 leinſchließlich) trifft. 

8 2. 

Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Be- 

ſtimmungen. 


Berlin, den 29. Mai 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 
Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 29. Mai 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13904.) Geſetz über die Wahl der Vertrauensperſonen des Ausſchuſſes zur Wahl der Schöffen und 
Geſchworenen. Vom 31. Mai 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 5 
Soweit die im § 40 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Vertrauensperſonen nicht 
bereits durch die Kreistage gewählt ſind, iſt dieſe Wahl für die am 1. Juli 1933 beginnende neue 
Wahlperiode von den Kreisausſchüſſen vorzunehmen. 
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8 2. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 29. Mai 1933. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 31. Mai 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


14 Geſetz über die Einſetzung eines Staatskommiſſars in der Hauptſtadt Berlin. Vom 


m 14 Ih 31. Mai 1933. 
Y Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
N 0 


9 | ST 
Neben den Oberbürgermeiſter und Magiſtrat der Hauptſtadt Berlin tritt ein Staats⸗ 
kommiſſar, den der Miniſter des Innern auf jederzeitigen Widerruf ernennt. 


82. 

(1) Der Staatskommiſſar ift von dem Oberbürgermeiſter über alle weſentlichen Vorgänge in 
der Verwaltung zu unterrichten und kann an den Sitzungen des Magiſtrats, des Stadtgemeinde⸗ 
ausſchuſſes, der Stadtverordnetenverſammlung ſowie ſämtlicher Deputationen und Ausſchüſſe mit 
beratender Stimme teilnehmen. Er kann im Falle ſeiner Verhinderung die Vorſitzenden der 
Deputationen und Ausſchüſſe erſuchen, ſeine Auffaſſung zu einzelnen Beratungsgegenſtänden der 
Deputation (dem Ausſchuſſe) zur Kenntnis zu bringen. Er kann in alle Akten Einſicht nehmen 
und hat jederzeit Zutritt zu allen Dienſtſtellen, Betrieben uſw. 

(2) Der Oberbürgermeiſter hat dem Staatskommiſſare rechtzeitig Kenntnis zu geben, wie er 
als Vertreter der Hauptſtadt Berlin in Geſellſchafterverſammlungen ſolcher Geſellſchaften, deren 
Geſellſchaftskapital ſich mit mehr als der Hälfte im Eigentum der Stadt befindet oder in denen 
der Stadt mehr als die Hälfte der Stimmen zuſteht, abſtimmen will. Er hat ihn des weiteren 
über die Beſchlüſſe der Aufſichtsräte dieſer Geſellſchaften zu unterrichten, ſoweit nicht im Geſell⸗ 
ſchaftsintereſſe die Verpflichtung zur Verſchwiegenheit beſteht. 

(3) Der Staatskommiſſar kann gegen Beſchlüſſe des Oberbürgermeiſters als Verwaltungs⸗ 
organ ſowie gegen Beſchlüſſe des Magiſtrats, des Stadtgemeindeausſchuſſes, der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, der Deputationen und Ausſchüſſe binnen drei Tagen nach der Beſchlußfaſſung 
Einſpruch erheben, wenn ſie nach ſeiner Auffaſſung den Intereſſen des Reichs, des Landes oder 
der Stadt nachteilig ſind. Erhebt der Staatskommiſſar gegen einen Beſchluß Einſpruch, ſo hat 
deſſen Ausführung zu unterbleiben, es ſei denn, daß die Aufſichtsbehörde auf Antrag des betreffenden 
Organs die Ausführung für unbedenklich erklärt. Die Vorſchriften der Sätze 1 und 2 finden 
entſprechende Anwendung, wenn der Staatskommiſſar die von dem Oberbürgermeiſter beabſichtigte 
Stimmabgabe in Geſellſchafterverſammlungen der Geſellſchaften gemäß Abſ. 2 nicht billigt. 

(4) Dem Staatskommiſſar kann durch die Kommunalaufſichtsbehörde das Rechnungsprüfungs⸗ 
amt der Hauptſtadt Berlin unterſtellt werden. Die Befugniſſe des Oberbürgermeiſters gemäß 
88 3 und 19 der Zweiten Verordnung über die Durchführung der Gemeindefinanzverordnung vom 
2. November 1932 (Geſetzſamml. S. 341) vom 28. Januar 1933 (Geſetzſamml. S. 12) werden hier⸗ 
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durch nicht berührt. Im übrigen wird die Zuſammenarbeit des Rechnungsprüfungsamts mit den 
ſonſtigen Dienſtſtellen der Stadt durch eine Dienſtanweiſung geregelt, die die zuſtändigen Miniſter 
erlaſſen. 


6) Der Staatskommiſſar unterliegt Anweiſungen der Kommunalaufſichtsbehörde. 


8 3. 
Die Hauptſtadt Berlin hat dem Staatskommiſſare das zur Erledigung ſeiner Aufgaben 
erforderliche Perſonal ſowie die notwendigen Dienſträume zur Verfügung zu ſtellen. Sie trägt 
die perſönlichen und ſachlichen Koſten für die Geſchäftsbedürfniſſe des Staatskommiſſars. 


8 4. 
Der Miniſter des Innern regelt im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter die Dienſtbezüge, 
das Wartegeld, das Ruhegehalt und die Hinterbliebenenbezüge des Staatskommiſſars nach Voraus⸗ 
ſetzung und Höhe. Die Bezüge werden von der Hauptſtadt Berlin getragen. 


8 5. 

Die Vorſchriften der 88 1 und 3 des Geſetzes über die Haftung des Staates vom 1. Auguſt 1909 
(Geſetzſamml. S. 691) finden mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Staates die 
Hauptſtadt Berlin tritt. a 

8 6. 

Der Miniſter des Innern erläßt die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 

erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 


Sat: 


Das Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 29. Mai 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, Popitz. 
zugleich als Miniſter des Innern. : 
Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 31. Mai 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13906.) Geſetz zur Anderung des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 Geſetzſamml. 
S. 77). Vom 31. Mai 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
Der 8 3 Abſ. 4 des Polizeiverwaltungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

In Städten kann durch den Regierungspräſidenten an Stelle des Bürgermeiſters 
auf deſſen Antrag oder von Amts wegen ein beſonderer Beamter mit der Verwaltung 
der nach Abſ. 2 oder 3 den Bürgermeiſtern übertragenen polizeilichen Angelegenheiten 
beauftragt werden. 

8 2. i 
Der § 25 Abſ. 2 des Polizeiverwaltungsgeſetzes wird geſtrichen. 


A 4 
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858 
Dieses Geſetz tritt am Tage nach ſeiner Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 29. Mai 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, 
zugleich als Miniſter des Innern. 
Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 31. Mai 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 13907.) Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Land. Vom 1. Juni 1933. 


Der Landtag hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 

Die vom ee auf Grund des § 1 des Vorläufigen Geſetzes zur Gleichſchaltung 
der Länder mit dem Reiche vom 31. März 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 153) beſchloſſenen Geſetze 
können auch zu anderen als den im S2 desſelben Geſetzes bezeichneten Zwecken von der Verfaſſung 
abweichen. Neben der Einrichtung des Landtags darf die des Staatsrats als ſolche durch dieſe 
Geſetzgebung nicht berührt werden. 

82. 

Die Artikel 6, 22, 29 Abſ. 1 Halbſatz 1 und 2, Artikel 30, 40 Abſ. 2 bis 4, Artikel 42 und 
60 bis 62 der Verfaffung finden auf die vom Staatsminiſterium beſcloſenen Geſetze keine 
Anwendung. c 

8 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf der 

laufenden Wahlperiode des Landtags, ſpäteſtens mit dem 1. April 1937 außer Kraft. 


Berlin, den 1. Juni 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, 


zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 1. Juni 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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